
Deutscher Bundestag  Drucksache  17/7505  (neu)

 17. Wahlperiode  27. 10. 2011

 Beschlussempfehlung und Bericht
 des  Ausschusses  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicherheit  (16.  Ausschuss)

 zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung
 – Drucksachen 17/6052, 17/6645 –

 Entwurf eines Gesetzes zur Neuordnung des Kreislaufwirtschafts- und
 Abfallrechts

 A.  Problem

 Am  12.  Dezember  2008  ist  die  Richtlinie  2008/98/EG  des  Europäischen  Parla-
 ments  und  des  Rates  vom  19.  November  2008  über  Abfälle  und  zur  Aufhebung
 bestimmter  Richtlinien  (Abfallrahmenrichtlinie)  in  Kraft  getreten.  Ziel  der
 Richtlinie  ist  es,  die  schädlichen  Auswirkungen  der  Erzeugung  und  Bewirt-
 schaftung  von  Abfällen  zu  verringern,  die  Gesamtauswirkungen  der  Ressour-
 cennutzung  zu  reduzieren  und  die  Ressourceneffizienz  der  Abfallwirtschaft  zu
 verbessern.  Die  Abfallrahmenrichtlinie  ist  nach  Artikel  40  Absatz  1  bis  zum
 12.  Dezember  2010  in  nationales  Recht  umzusetzen.  Im  Zusammenhang  mit  der
 Umsetzung  des  EU-Rechts  soll  auch  das  bestehende  Kreislaufwirtschafts-  und
 Abfallgesetz  (KrW-/AbfG)  fortentwickelt  werden.  Mit  verbesserten  Regelungen
 zur  Kreislaufwirtschaft  sollen  Rohstoffe  besser  erfasst  und  weitgehender  durch
 sekundäre Rohstoffe substituiert werden.

 B.  Lösung

 a)  Annahme  des  Gesetzentwurfs  in  geänderter  Fassung  mit  den  Stimmen
 der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Frak-
 tionen  SPD  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktion DIE LINKE.

 b)  Annahme  einer  Entschließung  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der
 CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  DIE
 LINKE.

 C.  Alternativen

 Keine.

 D.  Kosten

 Wurden im Ausschuss nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung

 Der Bundestag wolle beschließen,

 a)  den  Gesetzentwurf  auf  Drucksachen  17/6052,  17/6645  mit  folgenden  Maß-
 gaben, im Übrigen unverändert anzunehmen:

 1.  Artikel 1 wird wie folgt geändert:

 a)  §  2 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  1  Buchstabe  a  werden  die  Wörter  „24.  Juli  2009
 (BGBl.  I  S.  2205),  das  zuletzt  durch  Artikel  5  des  Gesetzes  vom
 9.  Dezember  2010  (BGBl.  I  S.  1934)  geändert  worden  ist,“  durch
 die Wörter „22. August 2011 (BGBl.  I S. 1770)“ ersetzt.

 bb)  In  Nummer  7  werden  die  Wörter  „in  einer  Abfallentsorgungsein-
 richtung“ gestrichen.

 cc)  Nummer 13 wird wie folgt gefasst:

 „13.  die  Erfassung  und  Übergabe  von  Schiffsabfällen  und  La-
 dungsrückständen,  soweit  dies  auf  Grund  internationaler
 oder  supranationaler  Übereinkommen  durch  Bundes-  oder
 Landesrecht geregelt wird,“.

 dd)  In Nummer 14 wird der Punkt durch das Wort „sowie“ ersetzt.

 ee)  Folgende Nummer 15 wird angefügt:

 „15.  Kohlendioxid,  das  für  den  Zweck  der  dauerhaften  Speiche-
 rung  abgeschieden,  transportiert  und  in  Kohlendioxid-
 speichern  gespeichert  wird,  oder  das  in  Forschungsspeichern
 gespeichert wird.“

 b)  §  3 wird wie folgt geändert:

 aa)  In Absatz 1 wird Satz 3 aufgehoben.

 bb)  In  Absatz  8  Nummer  2  wird  das  Wort  „Natur“  durch  das  Wort  „Be-
 schaffenheit“ ersetzt.

 cc)  In  Absatz  16  werden  nach  den  Wörtern  „zu  erleichtern“  die  Wörter
 „oder zu ermöglichen“ eingefügt.

 dd)  Absatz 17 wird wie folgt geändert:

 aaa)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „das  zuletzt  durch  Artikel  2  des
 Gesetzes  vom  8.  Dezember  2010  (BGBl.  I  S.  1768)  geändert
 worden  ist“  durch  die  Wörter  „das  zuletzt  durch  Artikel  8  des
 Gesetzes  vom  22.  Juni  2011  (BGBl.  I  S.  1126)  geändert  wor-
 den  ist“  und  die  Wörter  „Verfolgung  gemeinnütziger,  mild-
 tätiger  oder  kirchlicher  Zwecke“  durch  die  Wörter  „Beschaf-
 fung  von  Mitteln  zur  Verwirklichung  ihrer  gemeinnützigen,
 mildtätigen oder kirchlichen Zwecke“ ersetzt.

 bbb)  In  Satz  2  werden  nach  dem  Wort  „Kosten“  die  Wörter  „und
 eines angemessenen Gewinns“ eingefügt.

 c)  §  8 wird wie folgt geändert:

 aa)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

 aaa)  Im  Einleitungssatz  werden  die  Wörter  „wird  ermächtigt,“
 durch das Wort „bestimmt“ ersetzt.

 bbb)  In  Nummer  1  werden  die  Wörter  „zu  bestimmen“  gestrichen.
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ccc)  In Nummer 2 wird das Wort „festzulegen“ gestrichen.

 ddd)  Folgender Satz wird angefügt:

 „Durch  Rechtsverordnung  nach  Satz  1  kann  insbesondere
 bestimmt  werden,  dass  die  Verwertung  des  Abfalls  entspre-
 chend  seiner  Art,  Beschaffenheit,  Menge  und  Inhaltsstoffe
 durch  mehrfache,  hintereinander  geschaltete  stoffliche  und
 anschließende  energetische  Verwertungsmaßnahmen  (Kas-
 kadennutzung) zu erfolgen hat.“

 bb)  Absatz 3 wird folgender Satz angefügt:

 „Die  Bundesregierung  überprüft  auf  der  Grundlage  der  abfallwirt-
 schaftlichen  Entwicklung  bis  zum  31.  Dezember  2016,  ob  und  in-
 wieweit  der  Heizwert  zur  effizienten  und  rechtsicheren  Umset-
 zung der Abfallhierarchie des §  6 Absatz 1 noch erforderlich ist.“

 d)  In  §  9  Absatz  2  Satz  1  werden  nach  den  Wörtern  „Abfälle  mit  anderen“
 die Wörter „Kategorien von“ eingefügt.

 e)  §  10 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  3  werden  nach  dem  Wort  „Wertstofftonne“  die  Wörter
 „oder  durch  eine  einheitliche  Wertstofferfassung  in  vergleichbarer
 Qualität“ eingefügt.

 bb)  In  Nummer  4  Buchstabe  b  wird  der  Punkt  durch  ein  Komma  er-
 setzt.

 cc)  Folgende Nummer 5 wird angefügt:

 „5.  Anforderungen  an  die  Verwertung  von  mineralischen  Abfäl-
 len in technischen Bauwerken festzulegen.“

 f)  §  12 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Absatz  5  Satz  2  werden  die  Wörter  „für  die  Abfallwirtschaft  zu-
 ständigen  obersten  Landesbehörde  oder  der  von  ihr  bestimmten“
 durch das Wort „zuständigen“ ersetzt.

 bb)  In  Absatz  7  Satz  2  Nummer  7  werden  die  Wörter  „für  die  Abfall-
 wirtschaft  zuständige  oberste  Landesbehörde  oder  die  von  ihr  be-
 stimmte“ durch das Wort „zuständige“ ersetzt.

 g)  §  17 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Absatz  2  Satz  1  Nummer  1  zweiter  Halbsatz  werden  nach  dem
 Wort  „Wertstofftonne“  die  Wörter  „oder  eine  einheitliche  Wert-
 stofferfassung in vergleichbarer Qualität“ eingefügt.

 bb)  Absatz 3 wird wie folgt geändert:

 aaa)  In  Satz  1  werden  nach  dem  Wort  „Ausgestaltung“  die  Wörter
 „  ,  auch  im  Zusammenwirken  mit  anderen  Sammlungen,“
 eingefügt.

 bbb)  In  Satz  2  werden  die  Wörter  „wird;  Auswirkungen  der  ge-
 werblichen  Sammlung  auf  die  Planungssicherheit  und  die
 Organisation  der  öffentlich-rechtlichen  Entsorgungsträger
 sind  zu  berücksichtigen.“  durch  die  Wörter  „oder  die  Pla-
 nungssicherheit  und  Organisationsverantwortung  wesentlich
 beeinträchtigt wird.“ ersetzt.

 ccc)  Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt:

 „Eine  wesentliche  Beeinträchtigung  der  Planungssicherheit
 und  Organisationsverantwortung  des  öffentlich-rechtlichen
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Entsorgungsträgers  ist  insbesondere  anzunehmen,  wenn
 durch die gewerbliche Sammlung

 1.  Abfälle  erfasst  werden,  für  die  der  öffentlich-rechtliche
 Entsorgungsträger  oder  der  von  diesem  beauftragte  Dritte
 eine  haushaltsnahe  oder  sonstige  hochwertige  getrennte
 Erfassung und Verwertung der Abfälle durchführt,

 2.  die Stabilität der Gebühren gefährdet wird oder

 3.  die  diskriminierungsfreie  und  transparente  Vergabe  von
 Entsorgungsleistungen  im  Wettbewerb  erheblich  er-
 schwert oder unterlaufen wird.“

 ddd)  Der neue Satz 4 wird wie folgt gefasst:

 „Die  Sätze  2  und  3  gelten  nicht,  wenn  der  öffentlich-recht-
 liche  Entsorgungsträger  die  von  der  gewerblichen  Samm-
 lung  angebotenen  Sammel-  und  Verwertungsleistungen
 selbst  oder  unter  Beauftragung  Dritter  nicht  in  mindestens
 gleichwertiger  Weise  erbringt  und  die  Erbringung  gleich-
 wertiger Leistungen auch nicht konkret plant.“

 eee)  Nach dem neuen Satz 4 wird folgender Satz angefügt:

 „Bei  der  Beurteilung  der  Gleichwertigkeit  sind  die  gemein-
 wohlorientierte  Servicegerechtigkeit,  die  Qualität,  der  Um-
 fang,  die  Effizienz  und  die  Dauer  der  Leistungen  zu  berück-
 sichtigen.“

 h)  §  18 wird wie folgt geändert:

 aa)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aaa)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „einen  Monat“  durch  die  Wörter
 „drei  Monate“  und  die  Wörter  „der  für  die  Abfallwirtschaft
 zuständigen  obersten  Landesbehörde  oder  der  von  ihr
 bestimmten  Behörde“  durch  die  Wörter  „der  zuständigen
 Behörde“ ersetzt.

 bbb)  Satz 2 wird aufgehoben.

 bb)  In  Absatz  2  Nummer  2  werden  nach  dem  Wort  „insbesondere“  die
 Wörter „über den größtmöglichen Umfang und die“ eingefügt.

 cc)  Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

 „(4)  Die  zuständige  Behörde  fordert  den  von  der  gewerblichen
 oder  gemeinnützigen  Sammlung  betroffenen  öffentlich-recht-
 lichen  Entsorgungsträger  auf,  für  seinen  Zuständigkeitsbereich
 eine  Stellungnahme  innerhalb  einer  Frist  von  zwei  Monaten  abzu-
 geben.  Hat  der  öffentlich-rechtliche  Entsorgungsträger  bis  zum
 Ablauf  dieser  Frist  keine  Stellungnahme  abgegeben,  ist  davon  aus-
 zugehen, dass sich dieser nicht äußern will.“

 dd)  Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

 ee)  Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und wie folgt geändert:

 aaa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst:

 „Die  zuständige  Behörde  kann  bestimmen,  dass  eine  ge-
 werbliche  Sammlung  mindestens  für  einen  bestimmten  Zeit-
 raum  durchzuführen  ist;  dieser  Zeitraum  darf  drei  Jahre  nicht
 überschreiten.“
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bbb)  In  Satz  2  werden  die  Wörter  „Absatz  4  Satz  1“  durch  die
 Wörter „Absatz 5 Satz 1“ ersetzt.

 ff)  Der  bisherige  Absatz  6  wird  Absatz  7  und  die  Wörter  „Absatz  4
 oder 5“ werden durch die Wörter „Absatz 5 oder 6“ ersetzt.

 i)  In  §  21  Satz  1  werden  nach  dem  Wort  „Verwertung“  die  Wörter  „  ,  ins-
 besondere  der  Vorbereitung  zur  Wiederverwendung  und  des  Recyc-
 lings“ eingefügt.

 j)  In  §  25  Absatz  2  Nummer  3  zweiter  Halbsatz  werden  nach  dem  Wort
 „Wertstofftonne“  die  Wörter  „oder  eine  einheitliche  Wertstofferfas-
 sung in vergleichbarer Qualität“ eingefügt.

 k)  Dem §  28 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

 „Flüssige  Abfälle,  die  kein  Abwasser  sind,  können  unter  den  Voraus-
 setzungen  des  §  55  Absatz  3  des  Wasserhaushaltsgesetzes  vom  31.  Juli
 2009  (BGBl.  I  S.  2585),  das  zuletzt  durch  Artikel  1  des  Gesetzes  vom
 6.  Oktober  2011  (BGBl.  I  S.  1986)  geändert  worden  ist,  in  der  jeweils
 geltenden Fassung mit Abwasser beseitigt werden.“

 l)  In  §  30  Absatz  6  werden  die  Wörter  „Soweit  dies  zweckmäßig  ist,  ent-
 halten  die  Abfallwirtschaftspläne“  durch  die  Wörter  „Die  Abfallwirt-
 schaftspläne enthalten mindestens“ ersetzt.

 m)In  §  31  Absatz  5  wird  nach  dem  Wort  „sind“  das  Wort  „mindestens“
 eingefügt.

 n)  In  §  43  Absatz  1  Satz  1  Nummer  3  werden  nach  den  Wörtern  „be-
 stimmt  werden,“  die  Wörter  „dass  Abfälle  mit  bestimmten  Metallge-
 halten nicht abgelagert werden dürfen und“ eingefügt.

 o)  §  47 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Absatz  1  Satz  2  werden  die  Wörter  „§  8  Absatz  2  Satz  1  und  2,
 Absatz  3  Satz  1,  Absatz  4,  5,  7,  8,  9  Satz  1  und  2  und  Absatz  10
 des  Geräte-  und  Produktsicherheitsgesetzes  vom  6.  Januar  2004
 (BGBl.  I  S.  2,  219),  das  zuletzt  durch  Artikel  3  Absatz  33  des  Ge-
 setzes  vom  7.  Juli  2005  (BGBl.  I  S.  1970)  geändert  worden  ist,“
 durch  die  Wörter  „§  25  Absatz  1  und  3,  §  26  Absatz  2  und  3,  §  27
 Absatz  1,  §  28  Absatz  1  und  2  und  Absatz  4  Satz  1  und  2  des  Pro-
 duktsicherheitsgesetzes  vom  …  [einsetzen:  Ausfertigungsdatum
 und Fundstelle dieses Gesetzes]“ ersetzt.

 bb)  Folgender Absatz 6 wird angefügt:

 „(6)  Die  behördlichen  Überwachungsbefugnisse  nach  den  Ab-
 sätzen  1  bis  5  erstrecken  sich  auch  auf  die  Prüfung,  ob  bestimmte
 Stoffe  oder  Gegenstände  gemäß  den  Voraussetzungen  der  §§  4  und
 5 nicht oder nicht mehr als Abfall anzusehen sind.“

 p)  §  53 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

 „Zuständig  ist  die  Behörde  des  Landes,  in  dem  der  Anzeigende  seinen
 Hauptsitz hat.“

 q)  §  54 wird wie folgt geändert:

 aa)   In Absatz 1 wird folgender neuer Satz 3 eingefügt:

 „Zuständig  ist  die  Behörde  des  Landes,  in  dem  der  Antragsteller
 seinen Hauptsitz hat.“

 bb)  Absatz 7 wird wie folgt geändert:

 aaa)  In Nummer 3 wird das Wort „sowie“ gestrichen.
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bbb)  In  Nummer  4  wird  der  Punkt  durch  das  Wort  „sowie“  ersetzt.

 ccc)  Folgende Nummer 5 wird angefügt:

 „5.  anzuordnen,  dass  bei  der  Beförderung  von  Abfällen  ge-
 eignete  Unterlagen  zum  Zweck  der  Überwachung  mitzu-
 führen sind.“

 r)  §  56 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Absatz  3  Satz  2  werden  nach  dem  Wort  „Anlagen“  die  Wörter
 „sowie die Abfallarten“ eingefügt.

 bb)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

 aaa)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „eines  Gütezeichens“  durch  die
 Wörter  „eines  Überwachungszeichens“  und  die  Wörter  „das
 Gütezeichen“  durch  die  Wörter  „das  Überwachungszeichen“
 ersetzt.

 bbb)  In  Satz  2  werden  die  Wörter  „das  Gütezeichen“  durch  die
 Wörter „das Überwachungszeichen“ ersetzt.

 cc)  Absatz 5 wird wie folgt geändert:

 aaa)  In  Satz  2  werden  jeweils  die  Wörter  „des  Gütezeichens“
 durch die Wörter „des Überwachungszeichens“ ersetzt.

 bbb)  In  Satz  3  werden  die  Wörter  „für  die  Abfallwirtschaft  zustän-
 digen  obersten  Landesbehörde  oder  der  von  ihr  bestimmten“
 durch das Wort „zuständigen“ ersetzt.

 dd)  In  Absatz  6  Satz  3  werden  jeweils  die  Wörter  „des  Gütezeichens“
 durch die Wörter „des Überwachungszeichens“ ersetzt.

 ee)  Absatz 8 wird wie folgt geändert:

 aaa)  In  Satz  1  werden  die  Wörter  „des  Gütezeichens“  durch  die
 Wörter  „des  Überwachungszeichens“  und  die  Wörter  „das
 Gütezeichen“  durch  die  Wörter  „das  Überwachungszeichen“
 ersetzt.

 bbb)  In  Satz  2  werden  die  Wörter  „des  Gütezeichens“  durch  die
 Wörter „des Überwachungszeichens“ ersetzt.

 s)  §  57 Satz 2 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  6  werden  die  Wörter  „das  Gütezeichen“  durch  die
 Wörter „das Überwachungszeichen“ ersetzt.

 bb)  In  Nummer  7  Buchstabe  a  und  b  werden  jeweils  die  Wörter  „für
 die  Abfallwirtschaft  zuständige  oberste  Landesbehörde  oder  die
 von ihr bestimmte“ durch das Wort „zuständige“ ersetzt.

 cc)  In  Nummer  8  werden  die  Wörter  „des  Gütezeichens“  durch  die
 Wörter „des Überwachungszeichens“ ersetzt.

 t)  In  §  69  Absatz  3  wird  das  Wort  „fünfzigtausend“  durch  das  Wort  „hun-
 derttausend“ ersetzt.

 u)  §  72 Absatz 1 wird folgender Satz angefügt:

 „Die  zuständige  Behörde  kann  bestehende  Pflichtenübertragungen
 nach  Maßgabe  des  §  13  Absatz  2  und  der  §§  16  bis  18  des  Kreislauf-
 wirtschafts-  und  Abfallgesetzes  vom  27.  September  1994  (BGBl.  I
 S.  2705),  das  zuletzt  durch  Artikel  8  des  Gesetzes  vom  11.  August  2010
 (BGBl.  I S. 1163) geändert worden ist, verlängern.“
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2.  In  Artikel  2  werden  im  Einleitungssatz  die  Wörter  „das  zuletzt  durch  Ar-
 tikel  1  des  Gesetzes  vom  26.  November  2010  (BGBl.  I  S.  1728)  geändert
 worden  ist“  durch  die  Wörter  „das  zuletzt  durch  Artikel  2  des  Gesetzes
 vom 21. Juli 2011 (BGBl.  I S. 1475) geändert worden ist“ ersetzt.

 3.  Artikel 3 wird wie folgt geändert:

 a)  In Nummer 2 wird §  2 Absatz 3 wie folgt geändert:

 aa)  In  Satz  3  werden  nach  den  Wörtern  „anderer  Rechtsvorschriften“
 die  Wörter  „oder  der  nach  der  Verordnung  zum  Schutz  vor  Gefahr-
 stoffen  erlassenen  Technischen  Regeln  für  Gefahrstoffe“  einge-
 fügt.

 bb)  Folgender Satz wird angefügt:

 „Die  Nachweispflichten  nach  §  50  Absatz  1  des  Kreislaufwirt-
 schaftsgesetzes  gelten  nicht  für  die  Überlassung  von  Altgeräten  an
 Einrichtungen  zur  Sammlung  und  Erstbehandlung  von  Altgerä-
 ten.“

 b)  In Nummer 10 wird §  23 wie folgt geändert:

 aa)  Buchstabe a wird wie folgt gefasst:

 ‚a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 aa)  Nach Nummer 4 wird folgende Nummer 4a eingefügt:

 „4a.  entgegen  §  6  Absatz  2  Satz  6  Elektro-  und  Elektro-
 nikgeräte zum Verkauf anbietet,“.

 bb)  Nach Nummer 7 wird folgende Nummer 7a eingefügt:

 „7a.  entgegen  §  9  Absatz  9  Satz  1  eine  Erfassung  durch-
 führt,“.‘

 bb)  Nach Buchstabe a wird folgender Buchstabe a1 eingefügt:

 ‚a1)  In  Absatz  2  wird  nach  der  Angabe  „5“  das  Wort  „und“  durch
 ein  Komma  ersetzt  und  nach  der  Angabe  „7“  die  Angabe  „und
 7a“ eingefügt.‘

 4.  Artikel 5 wird wie folgt geändert:

 a)  In  Absatz  3  werden  im  Einleitungssatz  die  Wörter  „das  zuletzt  durch
 Artikel  1  des  Gesetzes  vom  22.  Dezember  2010  (BGBl.  I  S.  2300)  ge-
 ändert  worden  ist“  durch  die  Wörter  „das  zuletzt  durch  Artikel  1  des
 Gesetzes  vom  …  [einsetzen:  Ausfertigungsdatum  und  Fundstelle  des
 (…)  Strafrechtsänderungsgesetzes  zur  Umsetzung  der  Richtlinie  des
 Europäischen  Parlaments  und  des  Rates  über  den  strafrechtlichen
 Schutz der Umwelt (2008/99/EG)] geändert worden ist“ ersetzt.

 b)  In  Absatz  4  werden  die  Wörter  „die  zuletzt  durch  Artikel  6  der  Verord-
 nung  vom  5.  Oktober  2009  (BGBl.  I  S.  3262)  geändert  worden  ist“
 durch  die  Wörter  „die  zuletzt  durch  Artikel  6  der  Verordnung  vom
 1.  Juli 2011 (BGBl.  I S. 1308) geändert worden ist“ ersetzt.

 c)  In  Absatz  6  werden  die  Wörter  „das  zuletzt  durch  Artikel  1  des  Geset-
 zes  vom  8.  Dezember  2010  (BGBl.  I  S.  1817)  geändert  worden  ist“
 durch  die  Wörter  „das  zuletzt  durch  Artikel  1  des  Gesetzes  vom  31.  Juli
 2011 (BGBl.  I S. 1704) geändert worden ist“ ersetzt.

 d)  In  Absatz  10  werden  die  Wörter  „die  durch  Artikel  1  der  Verordnung
 vom  9.  August  2005  (BGBl.  I  S.  2419)  geändert  worden  ist“  durch  die
 Wörter  „die  zuletzt  durch  Artikel  5  des  Gesetzes  vom  28.  Juli  2011
 (BGBl.  I S. 1634) geändert worden ist“ ersetzt.
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e)  Absatz 13 wird wie folgt gefasst:

 ‚(13)  Der  Anhang  der  Verordnung  über  genehmigungsbedürftige
 Anlagen  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  14.  März  1997
 (BGBl.  I  S.  504),  die  zuletzt  durch  Artikel  5  Absatz  2  der  Verordnung
 vom  26.  November  2010  (BGBl.  I  S.  1643)  geändert  worden  ist,  wird
 wie folgt geändert:

 a)  Die Nummer 1.15 Spalte 2 wird wie folgt gefasst:

 b)  In  Nummer  8.3  Spalte  2,  Nummer  8.4  Spalte  2,  Nummer  8.5
 Spalte  1  und  2,  Nummer  8.6  Spalte  1  Buchstabe  a  und  b  werden  je-
 weils  die  Wörter  „Kreislaufwirtschafts-  und  Abfallgesetzes“  durch
 das Wort „Kreislaufwirtschaftsgesetzes“ ersetzt.

 c)  Die Nummer 8.6 Spalte 2 wird wie folgt gefasst:

 d)  In  Nummer  8.7  Spalte  1  und  2,  Nummer  8.8  Spalte  1  Buchstabe  a
 und  b,  Spalte  2,  Nummer  8.10  Spalte  1  Buchstabe  a  und  b,  Spalte  2
 Buchstabe  a  und  b,  Nummer  8.11  Spalte  1  und  2  Buchstabe  a  und
 b  Doppelbuchstabe  aa  und  bb  und  Nummer  8.12  Spalte  1  und  2
 Buchstabe  a  werden  jeweils  die  Wörter  „Kreislaufwirtschafts-  und
 Abfallgesetzes“  durch  das  Wort  „Kreislaufwirtschaftsgesetzes“  er-
 setzt.

 e)  Die Nummer 8.12 Spalte 2 Buchstabe b wird wie folgt gefasst:

 „b)  Anlagen  zur  zeitweiligen  Lagerung  von  nicht  gefährlichen
 Abfällen,  auf  die  die  Vorschriften  des  Kreislaufwirtschaftsge-
 setzes Anwendung finden,

 aa)  mit  einer  Gesamtlagerkapazität  von  100  Tonnen  oder
 mehr oder

 „a)  Anlagen  zur  Erzeugung  von  Biogas,  soweit  nicht  von  Num-
 mer  8.6  erfasst,  mit  einer  Produktionskapazität  von  1,2  Mil-
 lionen Normkubikmetern je Jahr Rohgas oder mehr,

 b)  Anlagen  zur  Aufbereitung  von  Biogas  mit  einer  Verarbei-
 tungskapazität  von  1,2  Millionen  Normkubikmetern  je  Jahr
 Rohgas oder mehr;“.

 „Anlagen zur biologischen Behandlung

 a)  von  gefährlichen  Abfällen,  auf  die  die  Vorschriften  des
 Kreislaufwirtschaftsgesetzes  Anwendung  finden,  mit  einer
 Durchsatzleistung  von  1  Tonne  bis  weniger  als  10  Tonnen
 Abfällen je Tag oder

 b)  von  nicht  gefährlichen  Abfällen,  auf  die  die  Vorschriften  des
 Kreislaufwirtschaftsgesetzes Anwendung finden,

 –  mit  einer  Durchsatzleistung  von  10  Tonnen  bis  weniger
 als 50 Tonnen Abfällen je Tag oder

 –  soweit  die  Behandlung  ausschließlich  durch  anaerobe
 Vergärung  (Biogaserzeugung)  erfolgt,  mit  einer  Produk-
 tionskapazität  von  1,2  Millionen  Normkubikmetern  je
 Jahr  Rohgas  oder  mehr  und  einer  Durchsatzleistung  von
 weniger als 50 Tonnen Abfällen je Tag,

 ausgenommen  Anlagen,  die  durch  die  Nummern  8.5  oder  8.7
 erfasst werden;“.
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bb)  bei  Anlagen  zur  Lagerung  von  Gülle  und  Gärresten  mit
 einem  Fassungsvermögen  von  6  500  Kubikmetern  oder
 mehr,

 ausgenommen  die  zeitweilige  Lagerung  –  bis  zum  Einsam-
 meln – auf dem Gelände der Entstehung der Abfälle;“.

 f)  In  Nummer  8.13  Spalte  1  und  2,  Nummer  8.14  Spalte  1  Buchstabe
 a  und  b,  Spalte  2  und  Nummer  8.15  Spalte  1  und  2  Buchstabe  a  und
 b  werden  jeweils  die  Wörter  „Kreislaufwirtschafts-  und  Abfallge-
 setzes“ durch das Wort „Kreislaufwirtschaftsgesetzes“ ersetzt.“ ‘

 f)  Nach Absatz 13 wird folgender Absatz 13a eingefügt:

 ‚(13a)  Die  Verordnung  zur  Durchführung  der  Regelungen  der  Bio-
 kraftstoffquote  vom  29.  Januar  2007  (BGBl.  I  S.  60),  die  durch  Arti-
 kel  1  der  Verordnung  vom  17.  Juni  2011  (BGBl.  I  S.  1105)  geändert
 worden ist, wird wie folgt geändert:

 1.  In  §  7  Absatz  1  Satz  1  Nummer  1  werden  die  Wörter  „Kreislauf-
 wirtschafts-  und  Abfallgesetzes“  durch  das  Wort  „Kreislaufwirt-
 schaftsgesetzes“ ersetzt.

 2.  In  §  7  Absatz  3  Satz  1  werden  die  Wörter  „§  4  Absatz  1  Nummer  1
 des  Kreislaufwirtschaft-  und  Abfallgesetzes“  durch  die  Wörter  „§  6
 Absatz  1  Nummer  1  und  Absatz  2  des  Kreislaufwirtschaftsgeset-
 zes“ ersetzt.‘

 g)  Absatz 15 wird wie folgt geändert:

 aa)  Im  Einleitungssatz  werden  die  Wörter  „das  durch  Artikel  11  des
 Gesetzes  vom  11.  August  2010  (BGBl.  I  S.  1163)  geändert  worden
 ist“  durch  die  Wörter  „das  zuletzt  durch  Artikel  6  des  Gesetzes
 vom 28. Juli 2011 (BGBl.  I S. 1690) geändert worden ist“ ersetzt.

 bb)  Nummer 1 wird wie folgt gefasst:

 ‚1.  Anlage 1 wird wie folgt geändert:

 a)  Vor  Nummer  2  werden  folgende  Nummern  1.11  bis
 1.11.2.2 eingefügt:

 „1.11  Errichtung  und  Betrieb  einer  Anlage
 zur

 1.11.1  Erzeugung  von  Biogas,  soweit  nicht
 durch  Nummer  8.4  erfasst,  mit  einer
 Produktionskapazität von

 1.11.1.1  2  Mio.  Normkubikmetern  oder  mehr
 Rohgas je Jahr,

 A

 1.11.1.2  1,2  Mio.  bis  weniger  als  2  Mio.  Norm-
 kubikmetern Rohgas je Jahr,

 S

 1.11.2  Aufbereitung  von  Biogas  mit  einer
 Verarbeitungskapazität von

 1.11.2.1  2  Mio.  Normkubikmetern  oder  mehr
 Rohgas je Jahr,

 A

 1.11.2.2  1,2  Mio.  bis  weniger  als  2  Mio.

 Normkubikmetern Rohgas je Jahr;“.

 S
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b)  In  Nummer  8.3  werden  die  Wörter  „Kreislaufwirtschafts-
 und  Abfallgesetzes“  durch  das  Wort  „Kreislaufwirtschafts-
 gesetzes“ ersetzt.

 c)  Die  Nummern  8.4  bis  8.4.2  werden  durch  folgende  Num-
 mern 8.4 bis 8.4.3 ersetzt:

 d)  In  Nummer  8.5,  8.6,  8.8,  8.9,  12.1,  12.2  und  12.3  werden
 jeweils  die  Wörter  „Kreislaufwirtschafts-  und  Abfallgeset-
 zes“  durch  das  Wort  „Kreislaufwirtschaftsgesetzes“  er-
 setzt.‘

 h)  Absatz 16 wird wie folgt geändert:

 aa)  In  Nummer  3  Buchstabe  b  wird  in  §  1  Absatz  1  die  Angabe  „§  55
 Absatz  1  Satz  1“  durch  die  Angabe  „§  54  Absatz  1  Satz  1“  ersetzt.

 bb)  In Nummer 8 wird §  5 wie folgt gefasst:

 „§  5

 Anforderungen an beauftragte Dritte

 Mit  der  Ausführung  einer  Sammlungs-  oder  Beförderungstätig-
 keit  darf  der  Sammler  und  Beförderer  einen  Dritten  nur  beauftra-
 gen,  wenn  dieser  die  jeweils  wahrgenommene  Sammlungs-  oder
 Beförderungstätigkeit  gemäß  §  53  des  Kreislaufwirtschaftsgeset-
 zes  angezeigt  hat  oder,  falls  für  die  beauftragte  Tätigkeit  notwen-
 dig,  im  Besitz  einer  Erlaubnis  gemäß  §  54  des  Kreislaufwirt-
 schaftsgesetzes ist.“

 cc)  In Nummer 12 wird §  8 folgender Absatz 4 angefügt:

 „(4)  Der  Sammler  und  Beförderer  hat  eine  Ausfertigung  der  Be-
 förderungserlaubnis  oder  der  die  Erlaubnis  nach  §  54  Absatz  3
 Nummer  2  des  Kreislaufwirtschaftsgesetzes  ersetzenden  Zertifi-
 zierung  zum  Entsorgungsfachbetrieb  bei  der  Beförderung  mitzu-
 führen.“

 „8.4  Errichtung  und  Betrieb  einer  Anlage
 zur  biologischen  Behandlung  von
 nicht  gefährlichen  Abfällen,  auf  die
 die  Vorschriften  des  Kreislaufwirt-
 schaftsgesetzes Anwendung finden,

 8.4.1  mit  einer  Durchsatzleistung  von  50  t
 Einsatzstoffen oder mehr je Tag

 A

 8.4.2  mit  einer  Durchsatzleistung  von  10  t
 bis  weniger  als  50  t  Einsatzstoffen  je
 Tag

 S

 8.4.3  soweit  die  Behandlung  ausschließlich
 durch  anaerobe  Vergärung  (Biogas-
 erzeugung)  erfolgt,  mit  einer  Produk-
 tionskapazität  von  1,2  Mio.  Norm-
 kubikmetern  je  Jahr  Rohgas  oder  mehr
 und  einer  Durchsatzleistung  von  we-
 niger als 50 t Abfällen je Tag;“.

 S
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dd)  In Nummer 14 wird §  12 wie folgt gefasst:

 „§  12

 Ordnungswidrigkeiten

 Ordnungswidrig  im  Sinne  des  §  69  Absatz  2  Nummer  15  des
 Kreislaufwirtschaftsgesetzes  handelt,  wer  vorsätzlich  oder  fahrläs-
 sig entgegen §  5 Satz 1 einen Dritten beauftragt.“

 i)  In Absatz 27 wird nach Nummer 3 folgende Nummer 3a eingefügt:

 ,3a.  In  §  6  Absatz  3  Satz  2  werden  die  Wörter  „,  ebenso  eine  Ausfer-
 tigung  der  Transportgenehmigung  oder  der  die  Genehmigung  er-
 setzenden  Zertifizierung  zum  Entsorgungsfachbetrieb“  gestri-
 chen.‘

 j)  In  Absatz  34  wird  in  Nummer  4  folgender  Buchstabe  0a  vorangestellt:

 ‚0a)  Nummer 8 wird wie folgt gefasst:

 „8.  entgegen  §  5  Absatz  1  Nummer  2  oder  Nummer  3  das  dort
 genannte  Dokument  nicht,  nicht  richtig  oder  nicht  vollstän-
 dig mitführt oder nicht oder nicht rechtzeitig aushändigt,“.‘

 k)  Absatz 41 wird wie folgt gefasst:

 ‚(41)  Die  Chemikalien-Ozonschichtverordnung  vom  13.  November
 2006  (BGBl.  I  S.  2638),  die  zuletzt  durch  Artikel  1  der  Verordnung
 vom  18.  Mai  2011  (BGBl.  I  S.  892)  geändert  worden  ist,  wird  wie  folgt
 geändert:

 1.  In  §  3  Absatz  3  Satz  3  werden  die  Wörter  „§  42  des  Kreislaufwirt-
 schafts-  und  Abfallgesetzes“  durch  die  Wörter  „§  49  des  Kreislauf-
 wirtschaftsgesetzes“ ersetzt.

 2.  §  6 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

 „(4)  Ordnungswidrig  im  Sinne  des  §  69  Absatz  1  Nummer  8
 des  Kreislaufwirtschaftsgesetzes  handelt,  wer  vorsätzlich  oder
 fahrlässig  entgegen  §  3  Absatz  2  Satz  1  einen  dort  genannten
 Stoff  nicht  zurücknimmt  und  die  Rücknahme  durch  einen  Drit-
 ten nicht sicherstellt.“

 b)  Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 angefügt:

 „(6)  Ordnungswidrig  im  Sinne  des  §  69  Absatz  2  Nummer  15
 des  Kreislaufwirtschaftsgesetzes  handelt,  wer  vorsätzlich  oder
 fahrlässig  entgegen  §  3  Absatz  3  Satz  1  oder  Satz  2  eine  dort
 genannte  Aufzeichnung  nicht,  nicht  richtig  oder  nicht  vollstän-
 dig  führt,  nicht  oder  nicht  mindestens  drei  Jahre  aufbewahrt
 oder nicht oder nicht rechtzeitig vorlegt.“ ‘

 b)  folgende Entschließung anzunehmen:

 „I.  Der Deutsche Bundestag stellt fest:

 1.  Das  vom  Deutschen  Bundestag  beschlossene  Gesetz  zur  Neuordnung
 des  Kreislaufwirtschafts-  und  Abfallrechts  gestaltet  einen  zentralen
 Bereich  des  Umweltrechts  neu.  Mit  dem  Gesetz  wird  nicht  nur  die  EU-
 Abfallrahmenrichtlinie  in  deutsches  Recht  umgesetzt,  sondern  gleich-
 zeitig  auch  die  Abfallwirtschaft  ökologisch  fortentwickelt.  Ziel  des
 neuen  „Kreislaufwirtschaftsgesetzes“  ist  eine  nachhaltige  Verbesse-
 rung des Umwelt- und Klimaschutzes sowie der Ressourceneffizienz.
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Das  Gesetz  baut  konsequent  auf  den  Kernelementen  und  Grundprinzi-
 pien  der  EU-Abfallrahmenrichtlinie  auf.  Es  legt  somit  ein  rechtssiche-
 res  Fundament  für  alle  betroffenen  Kommunen  und  Wirtschaftsunter-
 nehmen  sowie  für  die  Bürgerinnen  und  Bürger.  Darüber  hinaus  wird
 der  hohe  deutsche  Umwelt-  und  Entsorgungsstandard  fortentwickelt.
 Auf  der  Grundlage  der  neu  eingeführten  fünfstufigen  Abfallhierarchie
 werden  alle  abfallwirtschaftlichen  Pflichten  der  Abfallbesitzer  konse-
 quent  auf  die  Abfallvermeidung  und  das  Recycling  ausgerichtet.  Diese
 Neuausrichtung  wird  durch  konkrete  Zielvorgaben  flankiert,  an  denen
 sich  die  Betroffenen  orientieren  müssen.  Mit  der  Einführung  der  ab
 dem  Jahr  2015  zu  erfüllenden  Pflicht  zur  Getrenntsammlung  von  Bio-
 abfällen  sowie  von  Papier-,  Metall-,  Kunststoff-  und  Glasabfällen  legt
 das  Gesetz  die  Grundlage  für  ein  hochwertiges  Recycling  mit  einem
 hohen  Ressourcenpotential.  Bis  zum  Jahr  2020  sollen  dauerhaft  65  Pro-
 zent  aller  Siedlungsabfälle  recycelt  und  70  Prozent  aller  Bau-  und  Ab-
 bruchabfälle  stofflich  verwertet  werden.  Wir  gehen  mit  unserer  Umset-
 zungskonzeption über die EU-Vorgaben hinaus.

 Auch  die  bestehende  Aufgabenverteilung  zwischen  kommunaler  und
 privater  Entsorgung  wird  stärker  an  den  neuen  Herausforderungen  der
 Kreislaufwirtschaft  ausgerichtet  und  EU-rechtlich  besser  abgesichert.
 Kommunen  bleiben  für  die  Hausmüllentsorgung  wie  bisher  umfassend
 verantwortlich.  Zwar  sind  zur  hochwertigen  Verwertung  werthaltiger
 Haushaltsabfälle  auch  gewerbliche  Sammlungen  grundsätzlich  zuläs-
 sig.  Die  gesetzlichen  Anforderungen  an  gewerbliche  Sammlungen  stel-
 len  aber  sicher,  dass  die  kommunale  Entsorgung  hierdurch  nicht  ge-
 fährdet wird.

 Das  neue  Kreislaufwirtschaftsgesetz  schafft  schließlich  die  verord-
 nungsrechtlichen  Grundlagen  für  die  Einführung  auch  einer  „einheit-
 lichen  Wertstofftonne  oder  einer  einheitlichen  Wertstofferfassung  in
 vergleichbarer  Qualität“.  Danach  sollen  künftig  Verpackungen  und
 stoffgleiche  Nichtverpackungen  einheitlich  haushaltsnah  entsorgt  wer-
 den  können.  Das  Trennen  von  Abfällen  wird  hierdurch  erheblich
 erleichtert  und  das  Ressourcenpotential  des  Hausmülls  wesentlich
 effizienter  genutzt.  Die  konkreten  rechtlichen  Regelungen  werden  in
 einem  gesonderten  Rechtssetzungsvorhaben  im  Laufe  des  Jahres  2012
 verabschiedet  werden,  in  dem  auch  Alternativen  eines  hochwertigen
 Recyclings geprüft werden können.

 2.  Mit  dem  neuen  Kreislaufwirtschaftsgesetz  wird  die  Abfallwirtschaft
 wesentlich  stärker  in  eine  Ressourcen  schonende  Materialbewirtschaf-
 tung  eingebunden.  Vor  dem  Hintergrund  der  globalen  Rohstoffknapp-
 heit  kommt  der  Abfallwirtschaft  eine  immer  stärkere  Bedeutung  als
 Lieferant  von  Rohstoffen  zu.  Weltweit  werden  heute  jährlich  annähernd
 60  Milliarden  Tonnen  an  abiotischen,  nichtenergetischen  Rohstoffen
 verbraucht,  fast  50  Prozent  mehr  als  vor  30  Jahren,  mit  steigender  Ten-
 denz.  Die  wesentlichen  Treiber  für  den  zunehmenden  Rohstoffver-
 brauch  sind  die  wachsende  Weltbevölkerung,  von  circa  4,3  Milliarden
 im  Jahr  1980,  über  heute  etwa  6,5  Milliarden  auf  geschätzte  9,2  Milli-
 arden  in  2050,  und  ein  zunehmender  Pro-Kopf-Verbrauch  in  bevölke-
 rungsreichen  Schwellenländern  wie  China,  Brasilien  oder  Indien.  Die
 Nutzung  von  Rohstoffen  und  anderen  Ressourcen  geht  aber  stets  mit
 Umweltbelastungen  einher.  Denn  sie  führt  zu  Emissionen  von  Schad-
 stoffen  in  die  Luft,  den  Boden  und  das  Wasser,  zum  Ausstoß  von  Treib-
 hausgasen,  zu  Verbrauch  oder  Vernichtung  wertvoller  Flächen  und  zu
 einem  Verlust  der  notwendigen  Biodiversität.  Eine  nachhaltig  umwelt-
 freundliche  Rohstoffversorgung  ist  daher  unerlässlich.  Hierfür  muss  die
 Ressourceneffizienz  deutlich  gesteigert  werden.  Neben  der  nachhaltige-
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ren  Nutzung  von  Produkten  müssen  vor  allem  auch  die  in  den  Abfällen
 enthaltenen  Rohstoffe  und  Energieträger  besser  und  hochwertiger  ge-
 nutzt werden.

 Es  gilt  nun,  die  mit  dem  neuen  Kreislaufwirtschaftsgesetz  gelegten
 Grundlagen  intensiv  zu  nutzen.  Die  Fortentwicklung  der  Kreislaufwirt-
 schaft  ist  eine  gesamtgesellschaftliche  Aufgabe  an  der  alle  Akteure,
 insbesondere  Verbraucher,  Erzeuger,  private  wie  öffentliche  Entsor-
 gungsträger,  Verbände,  Bund,  Länder  und  Kommunen  gleichermaßen
 beteiligt  sind.  Hierzu  bedarf  es  einer  zügigen  und  konsequenten  Umset-
 zung des neu gestalteten Abfallrechts.

 II.  Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf:

 Produktverantwortung fortentwickeln

 Die  Produktverantwortung  ist  Leitprinzip  auch  des  neuen  Kreislaufwirt-
 schaftsgesetzes  und  auf  Verordnungsebene,  insbesondere  unter  Beteili-
 gung  des  Bundestages,  fortzuentwickeln.  Dies  gilt  insbesondere  für  eine
 verbesserte  Erfassung  und  Verwertung  werthaltiger  Abfälle  aus  privaten
 Haushaltungen  durch  eine  einheitliche  Wertstofftonne  oder  einer  einheit-
 lichen  Wertstofferfassung  in  vergleichbarer  Qualität.  Hierdurch  soll  in
 diesem  Bereich  die  Kreislaufwirtschaft  nachhaltig  ausgebaut  und  gleich-
 zeitig  die  Umsetzung  für  die  Bürgerinnen  und  Bürger  entscheidend  ver-
 einfacht  werden.  Diese  Ziele  werden  in  Form  einer  umfassenden  und  effi-
 zienten Regelung in einem eigenständigen Gesetz geregelt.

 Fünfstufige Abfallhierarchie umsetzen

 Die  neue  fünfstufige  Abfallhierarchie  bedarf  zu  einem  ökologisch  an-
 spruchsvollen,  ökonomisch  tragfähigen  und  rechtssicheren  Vollzug  der
 Umsetzung  durch  abfallstrombezogene  Rechtsverordnungen.  Die  Bun-
 desregierung  wird  daher  aufgefordert,  möglichst  zügig  die  zur  Umsetzung
 der  neuen  Hierarchie  erforderlichen  Rechtsverordnungen  zu  erlassen  und
 die  bereits  vorhandenen  Rechtsverordnungen,  wie  zum  Beispiel  die  Alt-
 holzverordnung,  die  Bioabfallverordnung  oder  die  Klärschlammverord-
 nung,  entsprechend  zu  überprüfen  und  anzupassen.  Ziel  muss  es  sein,  die
 relevanten  Abfallströme  an  den  Vorgaben  der  Hierarchie  auszurichten,  so-
 weit  dies  erforderlich  ist,  um  die  ökologisch  beste  und  ökonomisch  sinn-
 vollste  Lösung  umzusetzen.  Leitbild  der  Regelungen  für  eine  ressorurcen-
 effiziente  Stoffnutzung  sollte  der  bereits  in  der  Verordnungsermächtigung
 verankerte  Gedanke  der  Kaskadennutzung  sein.  Der  zunächst  als  Auf-
 fang-  bzw.  Übergangslösung  vorgesehene  gesetzliche  Heizwert  sollte  in-
 soweit möglichst bald und vollständig abgelöst werden.

 Abfallvermeidungsprogramm anspruchsvoll ausgestalten

 Die  Kreislaufwirtschaft  erfordert  eine  dynamische  Fortentwicklung  und
 kontinuierliche  Überprüfung  der  Praxistauglichkeit  von  Maßnahmen  zur
 Abfallvermeidung,  welcher  innerhalb  der  Abfallhierarchie  die  oberste
 Priorität  zukommt.  Die  Bundesregierung  wird  aufgefordert,  unter  Beteili-
 gung  der  Länder  und  Betroffenen  ein  anspruchsvolles  Abfallvermei-
 dungsprogramm  zu  erstellen,  welches  die  Abfallvermeidung  stärkt  und  ihr
 neue  Impulse  gibt.  In  diesem  Zusammenhang  sollte  nicht  nur  die  Verbes-
 serung  des  Vollzugs  bereits  bestehender  gesetzlicher  Regelungen,  welche
 die  Abfallvermeidung  einfordern,  oder  eine  weitere  Verbesserung  bereits
 praktizierter  freiwilliger  Vermeidungsmaßnahmen  in  den  Blick  genom-
 men  werden.  Vielmehr  sollte  auch  geprüft  und  ausgelotet  werden,  ob  und
 inwieweit  neue  Handlungsfelder  für  die  Abfallvermeidung  erschlossen
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oder  bestehende  erweitert  werden  können.  Dies  gilt  zum  Beispiel  im  Hin-
 blick  auf  eine  mehrfache  oder  längere  Verwendung  von  Produkten,  eine
 höhere  Wertschöpfung  bei  der  Nutzung  von  Rohstoffen,  zum  Beispiel  von
 nachwachsenden  Rohstoffen  nach  dem  so  genannten  Kaskadenmodell
 oder auch im Hinblick auf die Vermeidung von Lebensmittelabfällen.

 Wiederverwendung stärken

 Die  Vorbereitung  zur  Wiederverwendung  von  Abfällen  stellt  nach  der  Ab-
 fallhierarchie  grundsätzlich  die  hochwertigste  Verwertungsart  dar.  Diese
 Verwertungsform  kommt  aus  ökologischen,  ökonomischen  und  techni-
 schen  Gründen  allerdings  nur  für  bestimmte  Abfälle,  insbesondere  be-
 stimmte  Produktabfälle,  etwa  Altmöbel,  in  Betracht.  Derartige  Maßnah-
 men  bedürfen  daher  einer  gezielten  Planung  und  Förderung.  Die
 Kommunen  sind  daher  aufgefordert,  ihre  Abfallwirtschaftskonzepte  stär-
 ker  auf  die  Förderung  der  Wiederverwendung  auszurichten  und  dabei  so-
 ziale,  arbeitsmarktpolitische  und  ökologische  Ziele  miteinander  zu  verbin-
 den.

 Recyclinggesellschaft verwirklichen

 Die  Bundesregierung  wird  aufgefordert,  die  notwendigen  Maßnahmen  zur
 Stärkung des Recyclings von Abfällen zu ergreifen.

 Um  das  Recycling  zu  stärken,  insbesondere  um  die  für  bestimmte  Abfall-
 ströme  vorgesehenen  Quoten  zu  erreichen,  etwa  für  Siedlungsabfälle  oder
 Bau-  und  Abbruchabfälle,  müssen  zunächst  bestehende  Rechtsverordnun-
 gen  überprüft  und  gegebenenfalls  im  Sinne  dieser  Zielsetzung  angepasst
 werden.  Dies  betrifft  zum  Beispiel  die  Gewerbeabfall-  und  die  Altholzver-
 ordnung.

 Im  vorliegenden  Zusammenhang  ist  aber  auch  der  Erlass  weiterer  Verord-
 nungen  zu  prüfen,  um  durch  ökologisch  hochwertige,  ökonomisch  tragfä-
 hige,  rechtssichere  und  gleichzeitig  möglichst  unbürokratische  Vorgaben
 bundesweit  und  bundeseinheitlich  den  Ausbau  des  Recyclings  von  Abfäl-
 len  nachhaltig  zu  fördern.  Dies  gilt  zum  Beispiel  für  das  Recycling  von
 Bau-  und  Abbruchabfällen,  Schlacken  u.  Ä.  zu  sogenannten  Ersatzbau-
 stoffen  auf  der  Grundlage  der  eigens  für  diesen  Bereich  geschaffenen
 neuen  Ermächtigungsgrundlage.  Zusammen  mit  dem  Bodenaushub  stel-
 len  diese  Abfälle  den  mit  Abstand  mengenmäßig  größten  Abfallstrom  dar.

 Umweltverträgliche Beseitigung sichern

 Mit  dem  Ausbau  der  Kreislaufwirtschaft  geht  ein  entsprechender  Rück-
 gang  der  zu  beseitigenden  Abfallmengen  einher,  letztlich  mit  dem  „Ideal-
 ziel“,  Verbrennungskapazitäten  verringern  zu  können  und  Deponien  wei-
 testgehend entbehrlich zu machen.

 Gleichwohl  wird  es  für  die  Kreislaufwirtschaft  auf  absehbare  Zeit  immer
 noch  von  entscheidender  Bedeutung  sein,  die  umweltverträgliche  Beseiti-
 gung von Abfällen, insbesondere von gefährlichen Abfällen, zu sichern.

 Die  Bundesregierung  bleibt  daher  weiterhin  aufgefordert,  die  umweltver-
 trägliche  Beseitigung  von  Abfällen  zu  gewährleisten  und  die  Fortentwick-
 lung des Standes der Technik in diesem Bereich nachhaltig zu fördern.

 Unnötige Bürokratie vermeiden

 Die  Bundesregierung  wird  aufgefordert,  für  einen  möglichst  praktikablen
 Vollzug  der  neuen  gesetzlichen  Regelungen  zu  sorgen.  Dies  gilt  insbeson-
 dere  für  Bereiche,  die  erstmals  von  Neuregelungen  betroffen  sind,  wie
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etwa  die  Betreiber  von  größeren  Biogasanlagen,  soweit  sie  Gülle  als
 Einsatzstoff  verwenden.  Der  Deutsche  Bundestag  fordert  die  Bundes-
 regierung  auf,  gemeinsam  mit  den  Bundesländern  einen  praxisgerechten
 Vollzug  der  einschlägigen  Vorschriften  sicherzustellen,  wenn  erforderlich
 und  von  den  Ländern  akzeptiert  auch  durch  eine  Verordnung  des  Bundes.
 Wir  gehen  davon  aus,  dass  sich  landwirtschaftliche  Betriebe  in  der  Regel
 nicht  der  im  Betrieb  anfallenden  tierischen  Fäkalien  entledigen  wollen
 und  müssen,  insbesondere  auch  dann  nicht,  wenn  diese  vor  ihrem  Einsatz
 als Dünger zur Erzeugung von Energie dienen.

 Die  Bundesregierung  wird  zudem  aufgefordert,  die  notwendigen  Verord-
 nungen  des  untergesetzlichen  Regelwerkes,  insbesondere  für  Sammler,
 Beförderer,  Händler  und  Makler  von  Abfällen  sowie  Entsorgungsfachbe-
 triebe  so  auszugestalten  oder  anzupassen,  dass  unter  Wahrung  der  notwen-
 digen  Effizienz  die  Belastungen  für  die  Betroffenen  so  gering  wie  möglich
 gehalten werden.

 Die  Bundesregierung  wird  in  diesem  Zusammenhang  aufgefordert,  die  er-
 heblich  erweiterten  Möglichkeiten  zum  Einsatz  moderner  Kommunika-
 tionstechniken  zu  nutzen  und  auszuschöpfen  und  hierbei  auf  dem  im
 Nachweisbereich  bereits  eingeführten  elektronischen  Verfahren  aufzubau-
 en und dessen Möglichkeiten konsequent zu nutzen.

 Lohndumping bekämpfen

 Mit  dem  neuen  Kreislaufwirtschaftsgesetz  wird  sich  die  Entsorgungswirt-
 schaft  verstärkt  dem  Wettbewerb  stellen  müssen.  Dieser  Wettbewerb  darf
 nicht  über  Lohn-  oder  Sozialdumping  geführt  werden.  Nach  der  Einigung
 der  Tarifparteien  auf  eine  Lohnuntergrenze  in  der  Entsorgungswirtschaft
 und  der  Erklärung  der  Allgemeinverbindlichkeit  Anfang  2011  ist  bereits
 die Grundlage für einen fairen Wettbewerb geschaffen worden.“

 Berlin, den 26. Oktober 2011

 Der Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

 Eva Bulling-Schröter
 Vorsitzende

 Michael Brand
 Berichterstatter

 Gerd Bollmann
 Berichterstatter

 Horst Meierhofer
 Berichterstatter

 Ralph Lenkert
 Berichterstatter

 Dorothea Steiner
 Berichterstatterin
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Bericht  der  Abgeordneten  Michael  Brand,  Gerd  Bollmann,  Horst  Meierhofer,  Ralph
 Lenkert und Dorothea Steiner
 I.  Überweisung

 Der  Gesetzentwurf  auf  Drucksachen  17/6052,  17/6645
 wurde  in  der  115.  Sitzung  des  Deutschen  Bundestages  am
 10.  Juni  2011  zur  federführenden  Beratung  an  den  Aus-
 schuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicherheit  und
 zur  Mitberatung  an  den  Innenausschuss,  den  Ausschuss  für
 Wirtschaft  und  Technologie  sowie  den  Ausschuss  für  Ernäh-
 rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz überwiesen.

 II.  Wesentlicher Inhalt der Vorlage

 Mit  dem  vorliegenden  Gesetzentwurf  soll  das  geltende  deut-
 sche  Abfallrecht  unter  weitgehender  Übernahme  EU-rechtli-
 cher  Rechtsbegriffe  und  Rechtsprinzipien  neu  gefasst  wer-
 den.  Da  die  novellierte  Abfallrahmenrichtlinie  eine  Vielzahl
 zentraler  Rechtsbegriffe  neu  definiert  und  insbesondere  mit
 der  fünfstufigen  Abfallhierarchie  bereits  in  ihrem  ersten
 Kapitel  neue  Rechtsprinzipien  eingeführt  hat,  ist  eine  umfas-
 sende  Novellierung  des  Kreislaufwirtschafts-  und  Abfallge-
 setzes  erforderlich.  Zur  Gewährleistung  der  erforderlichen
 Rechts-  und  Vollzugssicherheit  sollen  die  bewährten  Struk-
 turen  und  Elemente  des  bestehenden  Gesetzes  so  weit  wie
 möglich  beibehalten  werden.  Um  die  Europatauglichkeit  des
 deutschen  Abfallrechts  zu  verbessern,  sollen  die  neuen  Vor-
 gaben  der  Abfallrahmenrichtlinie  so  weit  wie  möglich  „eins
 zu eins“ integriert werden.

 III.  Stellungnahmen  der  mitberatenden  Ausschüsse

 Der  Innenausschuss  hat  zur  Vorlage  zum  angeforderten
 Zeitpunkt am 26. Oktober 2011 kein Votum abgegeben.

 Der  Ausschuss  für  Wirtschaft  und  Technologie  hat  in  sei-
 ner  Sitzung  am  26.  Oktober  2011  mit  den  Stimmen  der
 Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der
 Fraktionen  SPD  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei
 Stimmenthaltung  der  Fraktion  DIE  LINKE.  empfohlen,  den
 Gesetzentwurf  auf  Drucksachen  17/6052,  17/6645  in  geän-
 derter Fassung anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Ernährung,  Landwirtschaft  und  Ver-
 braucherschutz  hat  in  seiner  Sitzung  am  26.  Oktober  2011
 mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  ge-
 gen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD  und  BÜNDNIS  90/
 DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  DIE
 LINKE.  empfohlen,  den  Gesetzentwurf  auf  Drucksachen
 17/6052, 17/6645 in geänderter Fassung anzunehmen.

 IV.  Öffentliche Anhörung

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  hat  in  seiner  50.  Sitzung  am  19.  September  2011  eine  öf-
 fentliche  Anhörung  zu  dem  Gesetzentwurf  der  Bundesregie-
 rung  auf  Drucksachen  17/6052,  17/6645  durchgeführt.
 Hierzu  hat  der  Ausschuss  folgende  Sachverständige  eingela-
 den:

 Peter Kurth
 Bundesverband  der  Deutschen  Entsorgungs-,  Wasser-  und
 Rohstoffwirtschaft e.  V.

 Dr. Alexander Kessler
 Bundesverband der Deutschen Industrie e.  V.

 Dr. Ulrich Karpenstein
 Hans-Günter Stehr
 ASCOPUS

 Ellen Naumann
 ver.di

 Dr. Ralf Bleicher
 Deutscher Landkreistag

 Dr. Andreas Zuber
 Verband kommunaler Unternehmen

 Burkhard Landers
 Bundesverband Sekundärrohstoffe und Entsorgung e.  V.

 Holger Alwast
 Prognos AG

 Uwe Feige

 Hartmut Gaßner.

 Die  Ergebnisse  sind  in  die  Beratungen  des  Ausschusses  ein-
 geflossen.  Die  schriftlichen  Stellungnahmen  der  geladenen
 Sachverständigen  (Ausschussdrucksachen  17(16)350-A  bis
 17(16)350-H)  sowie  das  Wortprotokoll  der  Anhörung  sind
 der Öffentlichkeit über das Internet zugänglich.

 V.  Beratungsverlauf  und  Beratungsergebnisse  im
 federführenden Ausschuss

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  hat  den  Gesetzentwurf  der  Bundesregierung  auf  Druck-
 sachen  17/6052,  17/6645  in  seiner  55.  Sitzung  am  26.  Okto-
 ber 2011 abschließend beraten.

 Die  Fraktion  der  CDU/CSU  erklärte,  die  zu  beratende  Ma-
 terie  betreffe  Millionen  von  Gebührenzahlern  jeden  privaten
 Haushalt,  alle  Kommunen,  die  öffentlich-rechtliche  Entsor-
 ger  seien  und  jedes  Unternehmen.  Es  gehe  um  einen  Bereich
 von  50  Mrd.  Euro  Umsatz  und  Zehntausende  von  öffent-
 lichen  und  privaten  Beschäftigten.  Die  Kreislaufwirtschaft  sei
 seit  ihrem  Beginn  1994  vom  damaligen  Bundesminister  für
 Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicherheit  Prof.  Dr.  Klaus
 Töpfer  (CDU),  dessen  Nachfolgerin  Dr.  Angela  Merkel  und
 nun  dem  heutigen  Bundesumweltminister  Dr.  Norbert
 Röttgen  durch  sehr  nachhaltige  Ansätze  und  Lösungen
 fortgeschrieben  worden.  Von  Abfallvermeidung  bis  zum
 Recycling  werden  die  hohen  deutschen  Umweltschutz-  und
 Entsorgungsstandards  mit  dem  Gesetz  zur  Kreislaufwirt-
 schaft gestärkt.

 Dabei  dürfe  die  Rechtssicherheit  nicht  aufs  Spiel  gesetzt
 werden.  Geltendes  EU-Recht  könne  nicht  aus  Ideologie  ge-
 brochen  werden:  die  EU-Abfallrahmenrichtlinie  sei  gelten-
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des  Recht,  an  das  man  sich  bei  allen  Wünschen  von  allen
 Seiten zu halten habe.

 Zwischen  kommunaler  und  privater  Seite  habe  die  Union  als
 größte  Kommunalpartei  in  Deutschland  Wort  gehalten  und
 in  vielen  internen  wie  öffentlichen  Gesprächen  einen  fairen
 Ausgleich  angestrebt,  der  auch  erreicht  werden  konnte.  Die
 Union  sei  froh,  dass  es  nun  einen  Konsens  mit  den  Kommu-
 nen  gebe,  den  Bundesumweltminister  Dr.  Norbert  Röttgen
 und  die  Koalition  erreicht  hätten.  Dabei  habe  man  fairen
 Wettbewerb  und  Innovation  und  damit  die  zentralen  Belange
 der  privaten  Seite  im  Blick  behalten.  Bei  diesem  Kompro-
 miss  hätten  naturgemäß  alle  Seiten  nachgeben  müssen.  So
 gebe  es  bei  der  kommunalen  wie  auf  der  privaten  Seite  bei
 der  gewerblichen  Sammlung  noch  Kritik;  so  habe  der  BDE
 als  einer  der  Spitzenverbände  der  privaten  Entsorgungswirt-
 schaft  seine  Kritik  verstärkt,  während  der  bvse  als  anderer
 Spitzenverband diesen Kompromiss dagegen unterstützt.

 Nachdem  sich  insbesondere  die  SPD-geführten  Bundeslän-
 der  im  Bundesrat  als  Anwalt  der  Kommunen  positioniert
 hätten,  seien  diese  nun  in  der  Verantwortung,  diesen  Kon-
 sens  mit  den  Kommunen  im  Bundesrat  gemeinsam  mit  den
 unionsgeführten  Bundesländern  auch  durchzubringen.  Die
 Zeit  der  ideologischen  Grabenkämpfe  sei  mit  dem  gefunde-
 nen  Konsens  vorbei,  und  im  Bundesrat  dürfe  es  nun  keine
 Blockade  gegen  diesen  Konsens  mehr  geben.  Es  gehe  jetzt
 darum,  dass  der  gefundene  Kompromiss  in  die  Tat  umgesetzt
 werden könne.

 Mit  den  vorliegenden  47  Änderungsanträgen  und  dem  Ent-
 schließungsantrag  der  Koalitionsfraktionen  sei  der  richtige
 Weg  beschritten.  Die  Union  habe  immer  betont,  dass  mit  ihr
 weder  eine  Vollkommunalisierung  noch  eine  Vollprivatisie-
 rung der haushaltsnahen Wertstoffsammlung geben werde.

 Im  Gesetz  würden  die  Voraussetzung  für  die  Einführung
 einer  einheitlichen  Wertstofftonne  bzw.  einheitlichen  Wert-
 stofferfassung  geschaffen,  um  wertvolle  Materialien  haus-
 haltsnah  zu  erfassen  und  einer  hochwertigen  Verwertung  zu-
 zuführen.  Dies  werde  nach  den  Anträgen  in  einem  eigenen
 Wertstoffgesetz  zu  regeln  sein.  Angesichts  von  Rohstoff-
 knappheit  komme  der  Kreislaufwirtschaft  eine  immer  stär-
 kere  Bedeutung  bei  der  Rückgewinnung  wertvoller  Rohstof-
 fe  zu.  Diese  Fortentwicklung  sei  eine  gesamtgesellschaft-
 liche  Aufgabe,  bei  der  private  Verbraucher,  Unternehmen,
 Kommunen und Länder ihre Beiträge erbringen sollten.

 Dazu  habe  man  im  Entschließungsantrag  konkrete  Forderun-
 gen  an  die  Bundesregierung  aufgelistet;  dazu  zähle,  das
 wichtige  Prinzip  der  Produktverantwortung  fortzuentwi-
 ckeln,  die  5-stufige  Abfallhierarchie  und  Abfallvermeidung
 umzusetzen,  direkte  Wiederverwertung  zu  stärken,  konkrete
 Maßnahmen  zur  Verwirklichung  in  die  Recyclinggesel-
 lschaft  auf  den  Weg  zu  bringen,  die  Beseitigung  von  Abfäl-
 len  in  der  die  Umwelt  schützender  und  schonender  Weise  zu
 sichern,  dabei  unnötige  Bürokratie  zu  vermeiden  und  zudem
 die Beschäftigten vor Lohndumping zu schützen.

 Die  Fraktion  der  SPD  teile  nicht  die  Auffassung  der  Frak-
 tion  der  CDU,  dass  dieses  Gesetz  ein  „großer  Wurf“  sei.  Es
 gehe  auch  nicht  nur  um  die  gefundene  Kompromisslösung
 zu  §  17,  sondern  das  Gesetz  sei  auch  aus  umweltpolitischer
 Sicht abzulehnen.

 Bei  dem  gefundenen  Kompromiss  müsse  die  Frage  erlaubt
 sein,  wie  der  Sinneswandel  bei  den  kommunalen  Spitzenver-

 bänden  zu  erklären  sei,  nachdem  über  eineinhalb  Jahre  viel
 schärfere  Forderungen  seitens  der  kommunalen  Vertreter  im
 Raum standen.

 Des  Weiteren  erklärte  die  Fraktion  der  SPD,  die  Umsetzung
 der  Abfallrahmenrichtlinie  in  deutsches  Recht  hätte  bis  zum
 12.  Dezember  2010  erfolgen  müssen.  Ein  Vertragsverlet-
 zungsverfahren  sei  eingeleitet,  aber  wegen  des  laufenden
 Gesetzgebungsverfahrens  vorläufig  unterbrochen  worden.
 Seither  gehe  es  darum,  grundsätzlich  unterschiedliche  Posi-
 tionen  zusammenzubringen  –  auch  zwischen  den  Koalitions-
 fraktionen.  Die  Kommunalverbände  würden  keinesfalls  alle
 den  vorliegenden  Gesetzentwurf  unterstützen.  So  habe  nicht
 nur  der  Landkreistag  Baden-Württemberg  in  seiner  Stellung-
 nahme den vorliegenden Entwurf abgelehnt.

 Es  gebe  einige  Punkte,  die  verbessert  worden  seien.  Dies  sei
 aber  nur  auf  Druck  der  Opposition,  der  Verbände  und  des
 Bundesrates  geschehen.  So  sei  es  z.  B.  durchaus  positiv,
 wenn  die  Prüfung  über  Zulassung  einer  gewerblicher  Samm-
 lung  jetzt  der  zuständigen  Behörde  statt  einer  neutralen  Stel-
 le  obliege.  Ebenso  sei  es  zu  begrüßen,  dass  es  eine  dreijähri-
 ge  Maximaldauer  der  gewerblichen  Sammlung  gebe.  Anders
 beurteile  man  die  Gleichwertigkeitsklausel.  Deren  unter-
 schiedliche  Auslegung  werde  langwierige  Rechtsstreitigkei-
 ten zur Folge haben. Im Zusammenhang mit der Gleichwer-
 tigkeitsklausel  und  dem  Sammelbegriff  müsse  natürlich
 auch  der  Aspekt  der  Gehälter  und  Löhne  berücksichtigt  wer-
 den.  Es  sei  ein  Unterschied,  ob  ein  Müllwerker  in  einem
 Kommunalbetrieb  15  Euro  pro  Stunde  verdiene  oder  in  ei-
 nem  privaten  Unternehmen  für  ca.  9  Euro,  und  zusätzlich  bei
 der  ARGE  eine  Lohnaufstockung  beantragen  müsse.  Diese
 werde  letztlich  wieder  vom  Steuerzahler  finanziert.  Darüber
 hinaus  besteht  durch  die  Definition  des  §  3  Absatz  18  Satz  2
 und  die  „Gleichwertigkeitsklausel“  in  §  17  Absatz  3  Satz  4
 des  Kompromissvorschlags  die  Gefahr,  dass  die  Abfall-Auf-
 gabe  den  Kommunen  nicht  mehr  „eigentümlich  und  vorbe-
 halten“  zugeschrieben  werden  kann,  sie  daher  als  umsatz-
 steuerpflichte  Betriebe  gewerblicher  Art  (BgA)  einzustufen
 wären.

 Wenn  Vertreter  der  Bundesregierung  und  verschiedener  Ver-
 bände  immer  wieder  behaupten  würden,  das  sogenannte  Alt-
 papierurteil  des  Bundesverwaltungsgerichtes  sei  nicht  euro-
 parechtskonform,  dann  entfalte  dies  natürlich  auch  seine
 Wirkung  und  sei  eine  gefährliche  Angelegenheit.  Der  Ver-
 band  kommunaler  Unternehmen  e.  V.  vertrete  nach  wie  vor
 die  Auffassung,  dass  dieses  Urteil  des  Bundesverwaltungs-
 gerichts europarechtskonform sei.

 Die  Bundesrepublik  Deutschland  habe  als  Industrieland  und
 rohstoffarmes  Land  ein  großes  Interesse  daran,  dass  ein  zu-
 kunftsweisendes  Gesetz  verabschiedet  werde,  welches  dem
 Ressourcenschutz  einen  hohen  Stellenwert  einräume.  Jedoch
 werde  in  dem  vorliegenden  Entwurf  die  fünfstufige  Abfall-
 hierarchie  nicht  eingehalten.  Stattdessen  handele  es  sich  im
 Grunde  um  ein  dreistufiges  System.  Die  Abfallvermeidung
 werde  zwar  erwähnt,  es  werde  aber  kein  Versuch  unternom-
 men,  sie  zu  stärken.  Das  althergebrachte  Heizwertkriterium
 werde  fortgesetzt  und  damit  ein  allgemeines  Kriterium  für
 die  Gleichwertigkeit  der  stofflichen  und  energetischen  Ver-
 wertung  fortgeführt.  Insgesamt  habe  man  die  Möglichkeiten,
 die  mit  der  Novellierung  des  Kreislaufwirtschafts-  und  Ab-
 fallrechts  verbunden  gewesen  seien,  bei  Weitem  nicht  ausge-
 nutzt.
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Die  Fraktion  der  FDP  erklärte,  im  privaten  Sektor  seien
 250  000  Menschen  beschäftigt.  Man  könne  den  Kommunen
 nicht  erlauben,  diesen  privaten  Sektor  komplett  abzuschaf-
 fen  und  die  Menschen  in  die  Arbeitslosigkeit  zu  entlassen.
 Es  gehe  nicht  darum,  die  Kommunen  oder  die  privaten  Un-
 ternehmen  zu  schützen,  sondern  darum,  was  das  Beste  für
 die  Umwelt  und  den  Verbraucher  sei.  Im  Mittelpunkt  stehe
 Umweltschutz  und  Recycling.  In  dem  Bereich  des  Recyc-
 lings,  der  hochwertigen  Wiederverwertung,  verfügten  die
 privaten Unternehmen über eine hohe Kompetenz.

 In  vielen  Kommunen  gebe  es  keine  gesonderte  Papiersamm-
 lung  oder  das  Papier  müsse  auf  Wertstoffhöfen  oder  in  Wert-
 stoffcontainern  in  großer  Entfernung  entsorgt  werden.  In
 diesem  Fall  sei  es  ökologisch  sinnvoll,  wenn  ein  privates  Un-
 ternehmen  dies  übernehme  und  damit  auch  noch  Geld  ver-
 diene.  Das  dürfe  von  den  Kommunen  nicht  untersagt  wer-
 den.  Wenn  die  Kommunen  diesen  Service  nicht  anböten,
 dürfe  nicht  verhindert  werden,  dass  es  Wettbewerb  gebe.
 Wenn  aber  die  Kommunen  den  Service  einer  Papiertonne  an-
 böten, müsse dieser auch Bestand haben.

 Bezüglich  der  Wertstofftonne  und  der  Wertstofferfassung  sei
 man  einen  großen  Schritt  vorangekommen,  weil  man  sich  in
 Zukunft  nicht  mehr  daran  orientiere,  was  eine  Verpackung
 und  was  eine  Nichtverpackung  sei  und  danach  entscheide,
 ob  etwas  recycelt  oder  verbrannt  werde.  Man  werde  sich  da-
 nach  richten,  was  sinnvoller  Weise  recycelt  werden  könne
 und  was  nicht.  Deswegen  werde  man  das  gemeinschaftlich
 erfassen.  Das  sei  aus  ökologischer  Sicht  ein  großer  Fort-
 schritt.

 Die  Vorschläge  der  Fraktionen  SPD  und  BÜNDNIS  90/DIE
 GRÜNEN  bezüglich  des  Heizwertkriteriums  würden  darauf
 hinauslaufen,  dass  quasi  keine  Verbrennung  mehr  stattfinden
 würde.  Damit  würden  alle  kommunalen  Beteiligungen  an
 thermischen  Heiz-  und  Stromkraftwerken  in  Frage  gestellt
 werden.  Viele  Kommunen  stünden  vor  dem  finanziellen
 Ruin. Diese Vorschläge könne man nicht ernst nehmen.

 Die  Fraktion  DIE  LINKE.  erklärte,  es  sei  zu  begrüßen,
 dass  jetzt  in  der  geänderten  Fassung  des  Gesetzentwurfes
 eine  gewerbliche  Sammlung  untersagt  werden  könne,  wenn
 durch  die  gewerbliche  Sammlung  die  Gefahr  bestehe,  dass
 eine  Gebührensteigerung  notwendig  werde.  Dieser  Punkt  sei
 wichtig,  weil  man  nicht  wolle,  dass  die  Bürger  für  zusätz-
 liche Unternehmensgewinne bezahlen müssten.

 Es  sei  aber  zu  kritisieren,  dass  die  Abfallhierarchie  nicht  op-
 timal  umgesetzt  werde.  Das  Näheprinzip  bliebe  unberück-
 sichtigt.  Es  sei  gesamtökologisch  ein  Problem,  wenn  ein  Ent-
 sorger  zwar  ein  günstigeres  Angebot  vorlegen  könne,  dann
 aber  den  Müll  über  100  km  verbringe.  Auch  habe  man  nicht
 die  Chance  genutzt,  die  Produktverantwortung  in  dem  Ge-
 setzentwurf  deutlich  zu  erhöhen.  Ebenso  sei  der  Klimaschutz
 als  Ziel  nicht  aufgenommen  worden.  Es  gebe  diesbezüglich
 keine  konkreten  Forderungen.  Anstelle  des  Dualen  Systems
 hätten  andere  Lösungen  gefunden  werden  können.  Insge-
 samt  gingen  die  jetzt  vorliegenden  Änderungsanträge  der
 Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  in  die  richtige  Richtung.
 Doch  hätte  man  den  Gesetzgebungsprozess  wesentlich
 schneller  zu  einem  guten  Ergebnis  führen  können,  wenn  man
 mehr  direkt  verhandelt  und  weniger  die  Lobbyverbände  ein-
 bezogen hätte.

 Die  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  erklärte,  das
 Kreislaufwirtschafts-  und  Abfallrecht  hätte  bereits  vor  ein-
 einhalb  Jahren  verabschiedet  werden  müssen.  Stattdessen
 lege  man  jetzt  kurzfristig  47  Änderungsanträge  und  einen
 Entschließungsantrag  vor,  in  dem  man  anspruchsvolle  Ziele
 formuliere.  Besser  wäre  es  gewesen,  wenn  man  erst  die  Ziele
 festgelegt  und  anschließend  entsprechend  den  Gesetzent-
 wurf angepasst hätte.

 Die  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  übte  Kritik  an
 verschiedensten  Aspekten  des  Gesetzentwurfs.  Klimaschutz
 finde  in  dem  vorliegenden  Gesetzentwurf  nicht  statt,  obwohl
 bekannt  sein  müsse,  dass  auch  die  Abfallwirtschaft  einen  er-
 heblichen  Beitrag  zum  Erreichen  der  Klimaschutzziele  bei-
 tragen  könne.  Wirksame  Maßnahmen  wie  zum  Beispiel  eine
 deutliche  Erhöhung  der  Recyclingquoten  im  Vergleich  zu
 heute  oder  Anforderungen  an  die  Hochwertigkeit  des  Recyc-
 lings  fänden  sich  im  Gesetzentwurf  nicht.  Die  Recycling-
 quote  belaufe  sich  zurzeit  bereits  auf  63  Prozent.  Als  Ziel
 formuliert  man  im  Gesetz  mittelfristig  65  Prozent.  Dies  sei
 nicht  ambitioniert.  Man  müsse  und  könne  sich  höhere  Ziele
 setzen,  wenn  Deutschland  seine  Vorreiterrolle  erhalten  wol-
 le.

 An  erster  Stelle  müsse  die  Abfallvermeidung  stehen.  Sie
 werde  zwar  im  Gesetzentwurf  genannt.  Doch  würden  keine
 konkreten  Maßnahmen  geplant.  Man  könne  bei  der  Produk-
 tion  ansetzen,  Vorgaben  an  die  Industrie  und  den  Handel  for-
 mulieren.  Es  gebe  eine  Verpackungsflut,  die  völlig  unnötig
 sei.  Es  liege  seit  geraumer  Zeit  ein  Änderungsantrag  der
 Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  für  die  Einführung
 einer  Umweltabgabe  auf  Plastiktüten  vor,  die  auf  Erdöl  ba-
 sierten  und  in  der  Natur  nicht  abbaubar  seien.  Darüber  werde
 man  sich  auseinandersetzen  müssen.  Auch  Umwelt-  und  Ab-
 fallberatungen werde nicht gefördert.

 Zu  viele  wertvolle  Sekundärstoffe  würden  nach  wie  vor  ver-
 brannt.  Das  Kriterium  der  Brennbarkeit,  11  000  Kilojoule
 pro  Kilogramm,  sei  kein  geeignetes  Mittel  zur  Abgrenzung
 der  besten  Verwertungsoption  einer  Stoffgruppe.  Das  Heiz-
 wertkriterium  ermögliche  sogar  die  Altpapierverbrennung.
 Das  gleiche  gelte  für  Altöl.  Im  Übrigen  hingen  vom  Recyc-
 ling zahlreiche Arbeitsplätze ab.

 Der  vorliegende  Gesetzentwurf  schränke  die  Möglichkeiten
 der  Kommunen  deutlich  ein.  Grundsätzlich  sei  die  Samm-
 lung  und  Verwertung  von  Abfall  ein  Bestandteil  der  kom-
 munalen  Daseinsvorsorge,  bei  der  den  Kommunen  die
 Entscheidung  zustehe.  Natürlich  wolle  keiner  die  privaten
 Unternehmen  aus  der  Abfallwirtschaft  drängen.  Aber  die
 derzeitige  Formulierung  der  Gleichwertigkeitsklausel  und
 der  Höherwertigkeitsklausel  im  §  17  des  Gesetzes  würde
 kommunale Sammlungen leichter aushebeln.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  einstimmig,  den  Änderungsantrag  der  Frak-
 tionen  der  CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdrucksache
 17(16)404 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
 SPD,  FDP  und  DIE  LINKE.  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN,  den  Änderungsantrag  der
 Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdruck-
 sache 17(16)405 anzunehmen.
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Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  einstimmig,  den  Änderungsantrag  der  Frak-
 tionen  der  CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdrucksache
 17(16)406 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU,  SPD  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  DIE
 LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/
 DIE  GRÜNEN,  den  Änderungsantrag  der  Fraktionen  der
 CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdrucksache  17(16)407
 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/
 DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktionen  SPD
 und  DIE  LINKE.,  den  Änderungsantrag  der  Fraktionen  der
 CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdrucksache  17(16)408
 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  jeweils  in  getrennter  Abstimmung  einstim-
 mig,  die  Änderungsanträge  der  Fraktionen  der  CDU/CSU
 und  FDP  auf  Ausschussdrucksachen  17(16)409  und
 17(16)410 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
 FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  gegen  die  Stimmen
 der  Fraktionen  SPD  und  DIE  LINKE.,  den  Änderungsantrag
 der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdruck-
 sache 17(16)411 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU,  SPD  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  DIE
 LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/
 DIE  GRÜNEN,  den  Änderungsantrag  der  Fraktionen  der
 CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdrucksache  17(16)412
 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
 FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  gegen  die  Stimmen
 der  Fraktion  der  SPD  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  DIE
 LINKE.,  den  Änderungsantrag  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU  und  FDP  auf  Ausschussdrucksache  17(16)413  anzu-
 nehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD,  DIE
 LINKE.  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN,  den  Änderungs-
 antrag  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  auf  Aus-
 schussdrucksache 17(16)414 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
 SPD,  FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimment-
 haltung  der  Fraktion  DIE  LINKE.,  den  Änderungsantrag  der
 Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdruck-
 sache 17(16)415 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
 FDP,  DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  gegen
 die  Stimmen  der  Fraktion  der  SPD,  den  Änderungsantrag  der

 Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdruck-
 sache 17(16)416 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
 SPD,  FDP  und  DIE  LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der  Frak-
 tion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN,  den  Änderungsantrag
 der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdruck-
 sache 17(16)417 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
 SPD,  FDP  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimment-
 haltung  der  Fraktion  DIE  LINKE.,  den  Änderungsantrag  der
 Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdruck-
 sache 17(16)418 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
 FDP  und  DIE  LINKE.  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen
 SPD  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN,  den  Änderungsan-
 trag  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschuss-
 drucksache 17(16)419 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
 FDP  und  DIE  LINKE.  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  der
 SPD  bei  Stimmenthaltung  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE
 GRÜNEN,  den  Änderungsantrag  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU  und  FDP  auf  Ausschussdrucksache  17(16)420  anzu-
 nehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  jeweils  in  getrennter  Abstimmung  einstim-
 mig,  die  Änderungsanträge  der  Fraktionen  der  CDU/CSU
 und  FDP  auf  Ausschussdrucksachen  17(16)421  bis  17(16)427
 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  jeweils  in  getrennter  Abstimmung  mit
 den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,  SPD,  FDP  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  gegen  die  Stimmen  der  Frak-
 tion  DIE  LINKE.,  die  Änderungsanträge  der  Fraktionen  der
 CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdrucksachen  17(16)428
 und 17(16)429 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  jeweils  in  getrennter  Abstimmung  einstim-
 mig,  die  Änderungsanträge  der  Fraktionen  der  CDU/CSU
 und  FDP  auf  Ausschussdrucksachen  17(16)430  bis  17(16)432
 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
 SPD,  FDP  und  DIE  LINKE.  bei  Stimmenthaltung  der  Frak-
 tion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN,  den  Änderungsantrag
 der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdruck-
 sache 17(16)433 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  jeweils  in  getrennter  Abstimmung  einstim-
 mig,  die  Änderungsanträge  der  Fraktionen  der  CDU/CSU
 und  FDP  auf  Ausschussdrucksachen  17(16)434  bis  17(16)441
 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
 FDP,  DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei
 Stimmenthaltung  der  Fraktion  der  SPD,  den  Änderungsan-
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trag  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschuss-
 drucksache 17(16)442 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  jeweils  in  getrennter  Abstimmung  einstim-
 mig,  die  Änderungsanträge  der  Fraktionen  der  CDU/CSU
 und  FDP  auf  Ausschussdrucksachen  17(16)443  bis  17(16)448
 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  jeweils  in  getrennter  Abstimmung  mit
 den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,  SPD,  FDP  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktion  DIE  LINKE.,  die  Änderungsanträge  der  Fraktionen
 der  CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdrucksachen
 17(16)449 und 17(16)450 anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktion  DIE  LINKE.,  den  Änderungsantrag  der  Fraktion
 der SPD auf Ausschussdrucksache 17(16)390 abzulehnen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  jeweils  in  getrennter  Abstimmung  mit  den
 Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen
 die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD,  DIE  LINKE.  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN,  die  Änderungsanträge  der
 Fraktion  der  SPD  auf  Ausschussdrucksachen  17(16)391  bis
 17(16)396 abzulehnen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  CDU/CSU,
 FDP  und  DIE  LINKE.  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen
 SPD  und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN,  den  Änderungs-
 antrag  der  Fraktion  der  SPD  auf  Ausschussdrucksache
 17(16)397(neu) abzulehnen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktion  DIE  LINKE.,  den  Änderungsantrag  der  Fraktion
 der SPD auf Ausschussdrucksache 17(16)398 abzulehnen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  jeweils  in  getrennter  Abstimmung  mit  den
 Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen  die

 Stimmen  der  Fraktionen  SPD,  DIE  LINKE.  und  BÜNDNIS
 90/DIE  GRÜNEN,  die  Änderungsanträge  der  Fraktion  der
 SPD  auf  Ausschussdrucksachen  17(16)399  bis  17(16)403
 abzulehnen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  jeweils  in  getrennter  Abstimmung  mit  den
 Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  gegen
 die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD,  DIE  LINKE.  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN,  die  Änderungsanträge  der
 Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  auf  Ausschussdruck-
 sachen 17(16)349, 17(16)387 und 17(16)388 abzulehnen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktor-
 sicherheit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der
 CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD
 und  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktion  DIE  LINKE.,  dem  Deutschen  Bundestag  zu
 empfehlen,  den  Gesetzentwurf  auf  Drucksachen  17/6052,
 17/6645 in geänderter Fassung anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktionen  SPD  und
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktion  DIE  LINKE.,  den  Entschließungsantrag  der  Frak-
 tionen  der  CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdrucksache
 17(16)451(neu) anzunehmen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der  CDU/
 CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion  DIE  LINKE.
 bei  Stimmenthaltung  der  Fraktionen  SPD  und  BÜNDNIS  90/
 DIE  GRÜNEN,  den  Entschließungsantrag  der  Fraktion
 DIE  LINKE.  auf  Ausschussdrucksache  17(16)453  abzuleh-
 nen.

 Der  Ausschuss  für  Umwelt,  Naturschutz  und  Reaktorsicher-
 heit  beschloss  mit  den  Stimmen  der  Fraktionen  der
 CDU/CSU  und  FDP  gegen  die  Stimmen  der  Fraktion
 BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  bei  Stimmenthaltung  der
 Fraktionen  SPD  und  DIE  LINKE.,  den  Entschließungsantrag
 der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  auf  Ausschuss-
 drucksache 17(16)389 abzulehnen.

 Der  Ausschuss  stimmte  der  von  der  Fraktion  der  CDU/CSU
 vorgetragenen  Korrektur  des  aktuellen  Gesetzesbezugs  in
 der Ausschussdrucksache 17(16)422 zu.
 Berlin, den 26. Oktober 2011

 Michael Brand
 Berichterstatter

 Gerd Bollmann
 Berichterstatter

 Horst Meierhofer
 Berichterstatter

 Ralph Lenkert
 Berichterstatter

 Dorothea Steiner
 Berichterstatterin
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Anlage

 Änderungsanträge  der  Fraktionen  der  CDU/CSU  und  FDP  auf  Ausschussdrucksachen  17(16)404  bis  17(16)450,

 Änderungsanträge  der  Fraktion  der  SPD  auf  Ausschussdrucksachen  17(16)390  bis  17(16)396,  17(16)397(neu),
 17(16)398 bis 17(16)403,

 Änderungsanträge  der  Fraktion  BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  auf  Ausschussdrucksachen  17(16)349,  17(16)387
 und 17(16)388,

 Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU und FDP auf Ausschussdrucksache 17(16)451(neu),

 Entschließungsantrag der Fraktion DIE LINKE. auf Ausschussdrucksache 17(16)453,

 Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN auf Ausschussdrucksache 17(16)389.
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